— — 
Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 9.—— 


(Nr. 2937.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24. Januar 1848., betreffend die Kompetenz 
zur polizeilichen Unterſuchung und Beſtrafung der, in den HH. 176. bis 
180. der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. bezeichne⸗ 
ten Vergehen. 


Jene geg der Zweifel, welche nach Ihrem Berichte vom 11. d. M. 
uͤder die Kompetenz zur polizeilichen Unterſuchung und Beſtrafung der in den 
$. 176. bis 180. der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. 
bezeichneten Vergehen entſtanden ſind, beſtimme Ich hierdurch, daß in den 
Landestheilen, in welchen die allgemeine Gerichtsordnung gilt, die polizeiliche 
Unterſuchung und Beſtrafung der im H. 176. der Gewerbeordnung bezeichneten 
Vergehen, ſofern ſolche nicht eine Steuer⸗Defraudationsſtrafe nach ſich ziehen, 
in erſter Inſtanz den Orts ⸗Polizeibehoͤrden zuſtehen, dagegen die polizeiliche 
Feſtſetzung der in den HH. 177. bis 180. ebendaſelbſt angeordneten Strafen in 
erſter Inſtanz zur Kompetenz der Regierungen gehoren ſoll. 
In der Kompetenz der fir Berlin durch das Geſetz vom 17. Juli 1846. 
zer Polizeirichter, wird durch die gegenwärtige Beſtimmung nichts 
eaͤndert. 
5 une Erlaß ift durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 
g Berlin, den 24. Januar 1848. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und v. Duesberg. 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1848. 


— 


(Nr. 2938.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16. Maͤrz 1848., das Verbot der Ausfuhr 
von Pferden uber die Grenzen gegen die nicht zum Deutſchen Bundes⸗ 
gebiete gehörigen Länder betreffend, 


Mi Ruͤckſicht auf die in Ihrem gemeinſchaftlichen Berichte vom 11. d. M. 
dargeſtellten Verhaͤltniſſe finde Ich es angemeſſen, die Ausfuhr von Pferden 
uͤber diejenigen Grenzen Meiner Monarchie, an welchen dieſe an andere, als 
die zum Deutſchen Bundesgebiet gehörigen Laͤnder ſtoͤßt, nach jeder Richtung 
hin fuͤr den ganzen Umfang Meiner Staaten vorlaͤufig auf unbeſtimmte Zeit 
zu unterſagen. Indem Ich die in dieſer Beziehung bereits getroffenen Anord— 
nungen hierdurch genehmige, beſtimme Ich zugleich, daß dies Verbot, ſoweit 
es nicht bereits proviſoriſch in Wirkſamkeit geſetzt ift, uͤberall mit dem Tage 
der Publikation der gegenwaͤrtigen Order in Kraft treten ſoll und beauftrage 
Sie, die bag noͤthigen Anordnungen ungeſaͤumt zu erlaffen. 

Berlin, den 16. Maͤrz 1848. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Freiherr v. Canitz und v. Duͤesberg. 


(Nr. 2939.) 


Dea: 

(Nr. 2939.) Miniſterialerklaͤrung vom Februar 1848., betreffend die Ausdehnung der 
Konventionen zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung wegen Verhütung der Forſtfrevel vom . Nara 
1827. und Ae 4839, auf die Jagdfrevel. 


N 22 
Die Koͤniglich Preußiſche und die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierun 
ſind zur wirksameren Verhuͤtung der Jagdfredel uͤbereingekommen, ſich 5 
zu verpflichten, daß die Vereinbarungen, welche zwiſchen ihnen wegen Verhuͤ⸗ 


tung und Beſtrafung der Forſtfrevel unter dem an 1827. und Sine o 1 
en 


abgeſchloſſen worden ſind (Geſetzſammlung fuͤr die Preußiſch taaten vom 
Jahre 1827. S. 59. und vom Jahre 1839. S. 108., Verordnungs ſammlung 
für die Herzoglich Braunſchweigiſchen Lande vom Jahre 1827. S. 7. und 
Geſetz- und Verordnungsſammlung für dieſe Lande vom Jahre 1839. S. 48.), 
fortan in allen ihren Beſtimmungen auch auf diejenigen Jagdfrevel Anwendung 
finden ſollen, welche von Unterthanen des einen der beiden Staaten in dem 
Gebiete des anderen Staates veruͤbt werden moͤchten. 

Gegenwaͤrtige, im Namen Sr. Majeftät. des Königs von Preußen und 
Sr. Hoheit des Herzogs von Braunſchweig zweimal gleichlautend ausgefertigte 
Erklaͤrung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung in den beiderſeitigen 
Landen Kraft und Wirkſamkeit erhalten und öffentlich bekannt gemacht werden. 

So geſchehen Berlin, den 16. Februar 1848. 


Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frhr. v. Canitz. 


Vorſtehende Miniſterialerklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤberein⸗ 
ſtimmende Erklaͤrung des Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatsminiſteriums vom 
2. 95 d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 

ebracht. 
5 Berlin, den 17. Maͤrz 1848. 


Der Staats- und Kabinetsminiſter für die auswärtigen Angelegenheiten. 
Frhr. v. Canitz. 


(Fr. 29392940.) (Nr. 2940.) 


2.000097 


— 


(Nr. 2940.) Bekanntmachung uͤber die Allerhöchfte Betätigung des Statuts der unter dem 


Namen „Vereins⸗Zuckerſiederei“ in Stettin gebildeten Aktiengeſellſchaft. 
Vom 17. Maͤrz 1848. 


3 Königs Majeſtaͤt haben das, unter dem 21. und 26. Juni 1847. 
notariell ee par Geſellſchaftsſtatut der unter dem Namen „Vereins-Zucker⸗ 
ſiederei“ in Stettin gebildeten Aktiengeſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſter Urkunde 
vom 20. v. M. zu beftätigen geruht, was nach Vorſchrift des §. 3. des Ge⸗ 
ſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken 
bekannt gemacht wird, daß das Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 


Regierung zu Stettin zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 
Berlin, den 17. Maͤrz 1848. 


Der Finanzminiſter. 
v. Duͤesberg. 


